[image: image1.png]Z1




ARBEITSGEMEINSCHAFT ALPENLÄNDER

COMUNITÀ DI LAVORO REGIONI ALPINE

Resolution
der Mitgliedsländer der Arge Alp betreffend die besondere Berücksichtigung der Berggebiete in der Beihilfenpolitik der EU
Die beihilfenrechtliche Privilegierung einzelner Gebiete innerhalb der Europäischen Union ist nicht systemwidrig, sondern entspricht dem Ziel einer Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts sowie einer harmonischen Entwicklung der Gemeinschaft als Ganzes.

So setzt sich gemäß Artikel 158 des geltenden EG-Vertrages die Gemeinschaft insbesondere zum Ziel, die Unterschiede im Entwicklungsstand der verschiedenen Regionen und den Rückstand der am stärksten benachteiligten Gebiete einschließlich der ländlichen Gebiete zu verringern. 

In den Berggebieten muss eine ausreichende Besiedelung und eine zeitgemäße Bewirtschaftung der Flächen gewährleistet werden. Dies ist notwendig, um die Landschaft zu pflegen, die Erholungsfunktion aufrecht zu erhalten, Strukturen und Sicherheit auch für die Talgebiete zu sichern und die ländliche und bäuerliche Tradition und Kultur zu erhalten. Ohne gerechte Abgeltung dieser für die Allgemeinheit wichtigen Dienstleistungen kann das Berggebiet nicht nachhaltig erhalten bleiben. Eine einmal eingesetzte Abwanderung kann später nicht mehr umgekehrt werden.

In einer Vielzahl von Beschlüssen, Stellungnahmen und Berichten der Organe der Europäischen Union werden die Gegebenheiten und Rahmenbedingungen, welche die Situation der Wirtschaft und der Bevölkerung im Alpenraum erschweren, ausführlich erörtert. Es ist daher davon auszugehen, dass die Benachteiligung der Alpengebiete auf Grund verschiedenster Faktoren in der EU allgemein anerkannt ist. 

Ungeachtet dessen finden die Berggebiete in den beihilfenrechtlichen Vorschriften der Europäischen Union keine Berücksichtigung. 

Seit langem wird daher gefordert, für Berggebiete beihilfenrechtliche Sonderregelungen zu schaffen bzw. sie in die Kategorie der am stärksten benachteiligten Gebiete aufzunehmen. Eine in diese Richtung weisende Bestimmung findet sich auch in Artikel III-220 des Entwurfes eines EU‑Verfassungsvertrages.

Die Kommission der Europäischen Union hat vor kurzem ein Konsultationspapier zum „Aktionsplan staatliche Beihilfen“ veröffentlicht. Stellungnahmen zum Aktionsplan können bis September 2005 eingebracht werden. In seiner im Entwurf vorliegenden Stellungnahme, welche am 6./7.7.2005 beschlossen werden soll, verlangt der Ausschuss der Regionen, Berggebiete besonders zu berücksichtigen sowie in den genannten Sonderbestimmungen ausdrücklich zu nennen. Dies ist seit vielen Jahren ein vitales Anliegen der Berggebiete und damit der Arge Alp.

Aus oben stehenden Erwägungen fasst die Regierungschefkonferenz der Arge Alp folgenden Beschluss:

Der Vorsitzende der Arge Alp wird ersucht, in Abstimmung mit den Mitgliedsländern ein Forderungspapier der Arge Alp betreffend die Berücksichtigung der besonderen Situation der Berggebiete im Zuge der laufenden Diskussion zur Reform des gemeinschaftlichen Beihilfenrechtes zu verfassen und in Brüssel möglichst gemeinsam mit den anderen Regierungschefs der Arge Alp auch persönlich gegenüber den Organen der EU zu vertreten und öffentlich darzustellen.

